
18.0 SCHNEIDERS, ü.: Rechtsprobleme vor, bei und nach dem Computerkauf

Zusammenfassung

Bezüglich der zu erörternden Probleme muß festgestellt wei—
den, daß die Aufgabenstellung bereits vor Vertragsschluß
genauestens geprüft und schriftlich niedergelegt werden muß,
wobei dies in Form eines Pflichtenheftes geschehen kann.
Zur Vermeidung von Abgrenzungsproblemen sollten Hard- und
Software möglichst "aus einer Hand" erworben werden. Maßge-
bend für den Erfüllungsanspruch ist der vertraglich verein-
barte Leistungsumfang, mündliche oder unpräzise Vereinba-
rungen bergen den Keim streitiger Auseindersetzungen in
sich. Mit der Abnahme des Systems beginnt die gesetzliche
oder die vertragliche Verjährungsfrist. Vor der Abnahme muß
der Lieferant den Beweis der vertragsgerechten Lieferung
erbringen, ab der Abnahme hat der Anwender die Beweislast
für einen Mangel. Die Abnahme soll erst nach einer mehrwö-
chigen Testphase und nach Beseitigung aller Fehler erfolgen.
Vor allem für die Software sollten Nartungsverträge ge-
schlossen werden, die für den Lieferanten nicht vor Ablauf
von 5 - 6 Jahren kündbar sein sollen. Der Anwender sollte
vom Lieferanten verlangen, daß dieser die Software für ihn
bei einem Treuhänder für den Fall hinterlegt, daß der Lie-
ferant die Softwarewartung nicht mehr sicherstellen kann.
Die Beurteilung der Qualität der Software wird auch durch
Gütezeichen nicht einfacher. Software wird regelmäßig im
Rahmen eines Lizenzvertrages geliefert, der Verkauf des
Computers mit der Software ist nicht ohne weiteres möglich.
Unzulässig ist die Weitergabe und die Benutzung von Kopien,
die ohne Erlaubnis des Berechtigten gefertigt sind. Lea-
singverträge über EDV - Systeme bedürfen einer klaren vei—
traglichen Regelung, auch der Lieferant ist hinreichend
einzubinden. Bei Störungen am Computer können Leasingraten
unter bestimmten Voraussetzungen einbehalten werden.
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Abstract

Although Computers today are not more expensive than, for
example, copy machines* the aquisation of a Computer System
should be prepared and executed in a different way. Before
the contract is signed, the purpose for which the Computer
is acquired should be carefully considered. A written plan
is useful. To avoid conflicts of competence, Hardware and
software^should, if possible, be purchased from one source.
The success of Claims under the contract will be determined
solely by the terms of agreement. Oral or imprecise agree-
ments bear the possibility of future litigation. The legal
and contractual period of limitations begins on the day of
the acceptance of the System. Before that date the vendor
is reliable for delivery in a working condition. After ac-
ceptance the purchaser has to prove the existance of a fault.
The date of acceptance should be at the end of a test period
of several weeks, and all faults should be eliminated before
this date. It should be agreed that maintenance contracts,
especially for Software, should not be terminated by the
supplier for a period of 5 - 6 years. The purchaser should
require a copy of the source to be deposited with a trustee
in case that the vendor can no longer guarantee the mainte-
nance of the Software. Quality labels are of little help when
determinig the quality of Software. Software is often sold
in connection with a licensing agreement and the freedom to
seil the Computer and Software may be restricted. It is not
permitted to make or to distribute copies without the pe?—
mission of the licenser. A lease for Computer Systems should
be the subject of clear agreement. In particular, the duties
of the supplier should be well defined. Leasing payments
may be held back wider certain circumstances if the Computer
develops a fault.
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18.l Einleitung

pje Abhängigkeit der Nirtschaftswelt vom Computer ist evident.

Sind Computer heute je nach Größe auch nicht teurer als andere Bürogeräte, wie
z.B. Kopiergeräte, so sollte der Erwerb eines Computers dennoch anders vorbe-
reitet und realisiert werden.
Beim Erwerb eines Computers werden Rechtsfragen vielfältiger Art tangiert.
Die folgende Betrachtung erfolgt aus der Sicht des Erwerbers, des Anwenders eines
Computersystems.
Angesprochen werden die Komplexe:

• Beratung vor dem Erwerb

• Vertragsgestaltung

• Leistungsumfang

• Abnahme

9 Gewährleistungfrist

• Wartung

• Qualitätsbeurteilung / Gütezeichen

• Rechte an der Software

• Leasingverträge

Da jede Problemstellung ihre eigenen und ganz konkreten Fragen aufwirft, ist ein
allgemeingültiges Vertragsrezept zur Sicherung des Erwerbers nicht darstellbar.
Durch die Betrachtung soll das Problembewußtsein des Anwenders geschärft und das
Erkennen von Rechtsproblemen erleichtert werden.

18.2 Definitionen

Ein Computersystem, das eine vorgegebene Aufgabe zu lösen in der Lage ist, be-
steht aus dem Computer, d.h. den elektronischen Bauteilen sowie aus den Compu-
terprogrammen. Der Computer wird als Hardware, die Programme nebst Dokumentati-
on, Handbüchern etc. werden als Software bezeichnet.
Eine weitere Unterteilung soll hier nicht erfolgen. Sie wird in der Folge vor-
genommen, soweit dies zum Verständnis der Rechtsprobleme erforderlich ist.

18.3 Vorvertragliche Überlegungen

Grundlage jeder Überlegung muß die Frage sein, welches Problem der Computer wie
lösen soll.
Von der Beantwortung dieser Frage hängen der anzustrebende Leistungsumfang und
damit Größe und Kosten des Computersystemes ab.
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Bieten sich Standardsoftwareprodukte zur Lösung des Problems an, so bleibt zu
prüfen, ob diese Produkte geeignet sind.

Sind es spezielle Anwenderprobleme, die der Computer lösen soll, so ist eine
gründliche Problemanalyse unausweichlich.
Hier ist der EDV-Berater gefragt, wobei es vom Einzelfall abhängt, ob der An-
wender sinnvollerweise auf die Sachkunde potentieller Lieferanten oder auf freie
EDV-Berater zurückgreift.
Gleichgültig, wer die Problemanalyse durchführt, das Ergebnis derselben muß vor
Vertragsschluß über das Computersystem in einem sogenannten Pflichtenheft
schriftlich niedergelegt werden. Zu diesem Zwecke mit EDV-Beratern geschlossene
Verträge sollten ausdrücklich als Nerkvertrag gestaltet werden; der EDV-Berater
soll -anders als beim Dienstvertrag- für den Erfolg seiner Leistung einzustehen
haben.

18.4 Ausgewählte Rechtsprobleme bei der Vertragsgestaltung

18.4.1 Alles aus einer Hand

Der Anwender sollte Hard^ und Software möglichst aus einer Hand beziehen. Ins-
besondere bei Gewährleistungsproblemen, Mängelrügen und Service steht sich der
Anwender besser, wenn er sich nur an einen Vertragspartner wenden muß, ohne
vorher selbst abschätzen zu müssen,ob ein Mangel im Hardware- oder im Software-
bereich liegt.

18.4.2 Leistungsumfang

Der Lieferant ist nach § 631 BGB verpflichtet, das "versprochene" System funk-
tionsfähig zu liefern. Was versprochen ist, ergibt sich aus dem Vertrag, wobei
es grundsätzlich unerheblich ist, ob dieser Vertrag mündlich oder schriftlich
geschlossen worden ist. Probleme ergeben sich aber spätestens dann, wenn die
Parteien über den Vertragsinhalt streiten. Wer einen bestimmten Vertragsinhalt
behauptet, der muß den Beweis für seine Behauptung erbringen. Da der Anwender
im Zweifel beweisen muß, was der Lieferant zu leisten hat, liegt es auch und
insbesondere in seinem Interesse, den Leistungsumfang genauestens festzuschrei-
ben.
Liegt ein qualifiziertes Pflichtenheft vor, ist die Bestimmung des Leistungsum-
fanges problemlos.
Fehlt ein solches Pflichtenheft, muß der Formulierung des Leistungsumfangs
größte Aufmerksamkeit gewidmet werden. Sachkundige Beratung ist in der Regel
geboten, die Beratungskosten sind im Hinblick auf die Risiken eine sinnvolle
Investition. Angaben wie "Finanzbuchhaltung" bergen den Keim für spätere Strei-
tigkeiten schon in sich. Der Lieferant hat vertragsgerecht geleistet, wenn das
gelieferte System für die ihm zur Kenntnis gebrachte Aufgabenlösung grundsätz-
lich geeignet ist. Auf das, was sich der Anwender gedacht und gewünscht hat,
kommt es dann im Zweifel nicht mehr an.

Formulierungsbeispiel (1)
Vertragsgegenstand ist die Software für Auftragsabwicklung und Finanz-
buchhaltung des AG gemäß dem als Anlage beigefügten Pflichtenheft. Der AN
hat das Pflichtenheft geprüft und erhebt keine Einwände. Der AN sichert
zu, daß die Software für den vertraglich vorgesehenen Zweck voll funk-
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tionstauglich ist und den gesetzlichen Bestimmungen und den Bestimmungen
der Behörden insbes. denen der Finanzbehörden, uneingeschränkt entspricht.

18.4.3 Abnahme/Gewährleistungsfrist

Nach § 640 Abs.l BGB ist der Besteller verpflichtet, das vertragsgemäß gelieferte
Computersystem abzunehmen.
Rechtlich bedeutet "Abnahme" die körperliche Hinnahme durch Übertragung des Be-
sitzes, verbunden mit der Erklärung, daß der Besteller die Leistung als ver-
tragsgemäß anerkennt. Die Anerkennung kann auch durch schlüssiges Handeln, bei-
spielsweise durch Benutzung geschehen.
Vorbehaltlose Abnahme trotz Mangelkenntnis führt nach § 640 Abs.2 BGB zum Verlust
der Ansprüche aus § 633 BGB (Nachbesserungs- und Mängelbeseitigungsanspruch),
aus § 634 BGBCWandlungs- und Minderungsansprüche) sowie der Einrede des nicht-
erfüllten Vertrages.Erhalten bleibt der Schadensersatzanspruch aus § 635 BGB
wegen Nichterfüllung in Geld einschließlich der Mangelbeseitigungskosten.
Mit der Abnahme beginnt der Lauf der 6-monatigen Verjährungsfrist des § 638 BGB.
Diese kurze Verjährungsfrist kann gemäß § 638 Abs.2 BGB verlängert werden.
Gilt bei technischen Gegenständen anderer Art, daß diese nach Lieferung auspro-
biert und danach abgenommen werden können, so stellt sich dies bei einem Compu-
tersystem völlig anders dar. Ein Computer muß installiert und mit der Software
versehen werden. Erst wenn dann hinreichend Daten erfasst sind, kann ein erster
Test durchgeführt werden.
Hinzu kommt, daß das Testen aller Softwarefunktionen erhebliche Zeit be-
ansprucht, wobei der Anwender einer neuen Software bereits aus rein praktischen
Gründen nicht in der Lage ist, die ihm im Einzelnen noch unbekannten Software-
funktionen sachgerecht zu testen.
Aus den vorgenannten Gründen gehört in den Vertrag zwingend eine für den Anwender
günstigere Abnahmeregelung.
Bewährt hat sich die Vereinbarung, daß der Lieferant das System komplett in-
stalliert und an den Anwender vollfunktionsfähig vorläufig übergibt.
Mit der vorläufigen Übergabe, der eine Einarbeitung vorausgegangen sein muß,
beginnt eine mehrwöchige Testfrist, innerhalb derer der Anwender das System unter
realen Bedingungen testen kann. Treten in dieser Frist, die beispielsweise 4 oder
6 Wochen betragen kann, keine Fehler auf, wird ein Abnahmelauf des Systems ge-
fahren, bei dem noch einmal alle (wesentlichen) Funktionen des Systems getestet
weden. Verläuft dieser Testlauf ohne erkennbare Fehler, erklärt der Anwender die
Abnahme. Treten Fehler auf, werden diese vom Lieferanten beseitigt; nach Besei-
tigung und Test durch den Anwender findet ein neuer Abnahmelauf statt.

Formulierungsbeispiel (2)
Der AG ist berechtigt, die Abnahme erst dann zu erklären, wenn der AN die
funktionsfähige Anlage einschließlich aller Zubehörteile an ihn übergeben,
das Personal des AG eingearbeitet ist und die Anlage danach 5 Wochen ohne
schriftlich gemeldete Störung läuft. Auch bei Teilabnahme beginnen Vei—
jährungsfristen erst mit der Schlußabnahme.

Vor der Abnahme hat der Lieferant die Beweislast für die vertragsgemäße Liefe-
rung, nach der Abnahme muß der Anwender einen Fehler beweisen.
Die 6-monatige Verjährungsfrist ist, so lehrt es die Praxis, in der Regel zu
knapp, um einen Fehler zu erkennen, zu rügen und zu beseitigen. Der Anwender
sollte unbedingt darauf bestehen, daß mindestens eine 12-monatige Verjährungs-
frist vereinbart wird.
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18.4.4 Wartung

Computersysteme bedürfen grundsätzlich der Härtung, wobei zu unterscheiden ist
zwischen der Wartung der Hardware und der der Software.
Insbesondere bei Computern der PC - Klasse wird heute vielfach auf die Wartung
der Hardware verzichtet. Störsicherheit und Ausweichmöglichkeit auf kompatible
Rechner haben diesen Trend beschleunigt.
Anders sieht dies bei der Software aus. Sieht man von den Produkten der Stan-
dardsoftware, wie beispielsweise Textsysteme, Tabellenkalkulation und derglei-
chen einmal ab, so ist die Softwarewartung in der Regel erforderlich.
Software ist ihrer Natur nach nicht frei von Fehlern, auch dann nicht, wenn sie
aus der Sicht des Anwenders "funktioniert". Software "lebt", sie bedarf der
ständigen Pflege, * wobei auch Änderungen, die sich aus veränderten
Umfeldbedingungen,wie beispielsweise durch geänderte Steuergesetzgebung ergeben,
im Rahmen der Softwarepflege in die Software einfließen müssen. Das Risiko für
den Anwender besteht darin, daß der Lieferant die Wartung nur gegen extrem hohe
Vergütung durchführt. Die Softwarepflege ist daher bereits im Liefervertrag zu
regeln, wobei darauf zu achten ist, daß der Lieferant den Wartungsvertrag nicht
vor Ablauf von 5 bis 6 Jahren kündigen kann, wobei die Wartungskosten ebenfalls
für diesen Zeitraum festzulegen sind.

Formulierungsbeispiel (3)
Der AN verpflichtet sich, die Software während der Leasingzeit oder, wenn
ein Leasingvertrag nicht geschlossen werden sollte, während der Dauer von
60 Monaten nach Abnahme voll funktionsfähig zu halten.
Der Wartungsvertrag kann durch den AN nicht vor Ablauf von 60 Monaten ge-
kündigt werden. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt hiervon
unberührt.

18.4.5 Softwaresicherung/Hinterlegung

Die Software wird vom Lieferanten in der Regel im sogenannten Objectcode gelie-
fert. Dieser Objectcode ist die für den Computer lesbare Anweisung, die der
Programmierer (in der Regel) in einer Programmiersprache, wie beispielsweise
Fortran, Pascal oder auch Basic geschrieben hat. Das vom Programmierer ge-
schriebene Quellprogramm der Sourcecode wird mit einem Compiler in den Objectcode
übersetzt und ist damit für den Computer lesbar. Selbst für den geübten Pro-
grammierer ist der Objectcode nicht ohne weiteres lesbar; eine Modifizierung des
Programms im Objectcode scheidet in der Regel aus, da der Aufwand, den Objectcode
zu lesen, unverhältnismäßig groß und damit extrem kostenaufwendig ist.
Der Lieferant übergibt dem Anwender aus naheliegenden Gründen nur den Objectcode,
der zwar die Benutzbarkeit der Software, nicht aber deren Veränderung und damit
auch deren " Diebstahl" ermöglicht. Solange der Lieferant die Wartung der
Software sicherstellt, kann der Anwender mit dieser Regelung leben. Anders sieht
es aus, wenn der Lieferant Konkurs anmeldet oder seine Geschäftstätigkeit aus
anderen Gründen einstellt; in diesem Fall ist der Anwender dringend auf die
Herausgabe des Quellcodes angewiesen, da er sonst seine Software nicht mehr
warten kann.
Als Lösung bietet sich an, daß der Lieferant die Software im Quellcode zusammen
mit einer ausreichenden Dokumentation bei einem Treuhänder so hinterlegt, daß
der Anwender in einem der vorgenannten Fälle in den Besitz des dokumentierten
Quellcodes kommt. Er kann dann einen geeigneten Fachmann mit der Wartung der
Software betrauen. Diese Vorgehensweise wird inzwischen vielfach praktiziert.
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Formulierungsbeispiel (4)
Der AN verpflichtet sich, die dokumentierte und beschriebene Software für
den AG bei einem Treuhänder zu hinterlegen, und zwar sowohl in gelisteter
als auch in einer für die vertragsgegenständliche Hardware maschinenles-
baren Form. Die Hinterlegung erfolgt in der jeweils neuesten Version auf
Kosten des AN bei gem. dem als Anlage beigefügten HINTERLEGUNGSVER-
TRAG.

18.5 Qualitätsbetrachtungen/ Gütezeichen

Die Frage, wie man die Qualität einer Software erkennen kann, ist so alt wie die
Software selbst. Sich auf die Qualität beziehende Werbeaussagen sind nichts an-
deres als Nerbung, also untauglich, als objektives Kriterium für die Qualitäts-
beurteilung herangezogen zu werden.
Auch Gütezeichen können, was noch dargestellt werden wird, nicht ohne weiteres
als praktisches Entscheidungskriterium dienen.
"Qualität" wird produziert und nicht "geprüft", so ein alter Grundsatz, der auch
im Softwarebereich durchaus Gültigkeit hat.
Voraussetzung für eine hochwertige Software ist eine sachgerechte Konzeption;
das Programm muß übersichtlich strukturiert und fehlertolerant angelegt sein.
Es muß unschlüssige Eingaben erkennen und darf bei solchen Fehleingaben nicht
"aussteigen". Schließlich muß die Dokumentation schon in der Vorplanung begin-
nen, sie muß bei der Projektrealisierung beginnen und ständig nachgehalten wei—
den. Das fertige Produkt ist dann eingehendst tz testen, die Testkosten können
je nach Produktart höher sein als die Programmierkosten. Nicht jedes Programm
das "läuft", ist einwandfrei. Der Anwender sieht dem Produkt die Qualität nicht
an, er kann sie in der Regel vor Vertragsschluß auch nicht annähernd überprüfen.
Unter diesen Aspekten könnten Gütezeichen als des Rätsels Lösung empfunden wer-
den .
Bei genauerer Prüfung dieser Möglichkeit ergibt sich, daß auch die Gütezeichen-
prüfungen das für den Anwender relevante Problem nicht gelöst haben; ganz zu
schweigen davon, daß ein Anwender, der ein Softwareprodukt für 50.000.- DM ei—
wirbt, nicht ohne weiteres bereit ist, zusätzlich noch einmal 20.000.- DM für
Prüfkosten aufzuwenden. Hinzu kommt, daß gerade qualifizierte Softwarehäuser
nicht bereit sind, den Gütezeichenprüfern, die in der Regel Wettbewerber sind,
das know how zugänglich zu machen, das sie sonst mit großem Aufwand zu schützen
versuchen.
Da Software zudem der ständigen Wartung bedarf und damit einer permanenten Än-
derung unterliegt, muß sich die Qualitätsprüfung, wenn sie denn überhaupt sinn-
voll sein soll, auch auf jede neue Version beziehen, was dazu führen kann, daß
der Lieferant mit Wartungsleistungen solange wartet, bis sich eine neue Prüfung
"lohnt".
Der beste Qualitätsgarant ist ein gutes Softwarehaus. Zudem soll der Anwender
nach Referenzkunden fragen; wenn ein System in ähnlicher Umgebung bereits funk-
tioniert, so ist bereits eine beachtliche Sicherheit gegeben.
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18.6 Rechte an der Software

Software wird in der Regel nicht verkauft, dem Anwender werden vielmehr Nut-
zungsrechte im Rahmen einer nicht ausschließlichen Lizenz übertragen. Folge
dieser Regelung ist, daß der Anwender über die Software nicht frei verfügen kann,
sie darf nur vertragsgemäß eingesetzt und in der Regel an Dritte nicht weite:—
gegeben werden. Das gilt auch dann, wenn die Hardware, beispielsweise bei Sy-
stemwechsel, veräußert werden soll.
Hilfe bietet hier eine vertragliche Regelung, wonach der Anwender berechtigt ist,
die Software z u s a m m e n mit der Hardward zu veräußern, ohne daß dem
Lieferanten hieraus Ansprüche erwachsen. Software unterliegt zudem dem Ui—
heberrechtsschutz, so daß die unzulässige Weitergabe, insbesondere auch die
Weitergabe von Kopien an "gute Freunde" strafbar ist und zudem Schadensersatz-
ansprüche auslöst. Der Rechtsinhaber kann zudem den Erwerber einer Kopie auf
Unterlassung und Herausgabe in Anspruch nehmen.

Formulierungsbeispiel (5)
Der AG ist berechtigt, das Gesamtsystem einschließlich Software an Dritte
zu veräußern, wenn er die Veräußerung dem AN vorher anzeigt und dem Dritten
gleichzeitig die Verpflichtung aufgibt, in die Rechte und Pflichten des
vorliegenden Vertrages einzusteigen. Dem AN erwachsen hieraus keinerlei
Ansprüche.

18.7 Mängelrügen

Der Gewährleistungsanspruch verjährt, wie bereits dargestellt, innerhalb der
gesetzlichen Frist von 6 Monaten, ist eine vertragliche Verjährungsfrist vei—
einbart, gilt diese. Nach Ablauf der Frist kann der Anwender Gewährleistungs-,
Minderungs- oder Wandelungsansprüche in der Regel nicht mehr durchsetzen. Da
Mängelrüge die Verjährung nicht unterbricht, gilt, daß bei drohendem Fristablauf
entweder eine schriftliche Erklärung des Lieferanten einzuholen ist, daß dieser
auf die Einrede der Verjährung verzichtet. Lehnt es dieser ab, eine solche Ei—
klärung abzugeben, ist Klage oder Beweissicherungsverfahren geboten, da nur da-
durch die Verjährungsfrist unterbrochen werden kann, so die gesetzliche Regelung
nach § 639; 477 Abs.2,3; 478; 479 BGB. Gerade im EDV - Bereich gehen geschädigte
Anwender wegen Ablauf der Verjährung auffallend oft ihrer Rechte verlustig.
Mängelrügen sollen grundsätzlich beweisbar sein und daher immer schriftlich ei—
folgen. Bewährt hat es sich, neben dem Computer ein vorbereitetes Formulai—
schreiben liegen zu haben, in das Mängel handschriftlich vermerkt werden. Dieses
Formular sollte baldmöglichst an den Lieferanten gesandt werden, wobei es sich
empfiehlt, die als Brief versandten Mängelrügen wöchentlich oder monatlich in
Kopie als Einschreiben/Rückschein noch einmal an den Lieferanten abzusenden, um
so die Mängelrüge beweisbar zu machen. Telefonische Mängelrügen sollten grund-
sätzlich schriftlich bestätigt werden. Die Vergeßlichkeit eines Softwareliefe-
ranten kann grenzenlos sein.
Noch einmalt Mängelrüge unterbricht die Verjährung nicht !!!
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18.8 Leasing

Ein Leasingvertrag liegt vor, wenn der Leasinggeber (Leasingbank) eine Sache oder
Sachgesamtheit dem Leasingnehmer (Anwender) gegen ein in Raten gezahltes Entgelt
zum Gebrauch überläßt, wobei Gefahr oder Haftung für Instandhaltung, Sachmängel,
Untergang und Beschädigung der Sache allein den Leasingnehmer trifft; der Lea-
singgeber überträgt hierfür in der Regel seine Ansprüche gegen Dritte (den Lie-
feranten) auf den Leasingnehmer.
Die Frage, ob ein Computersystem gekauft oder geleast werden soll, ist eine
wirtschaftliche; aus vertragsrechtlicher Sicht schafft ein Leasingverfahren eher
Probleme, aus steuerrechtlicher Sicht oder aus Liquiditätsgründen kann ein Lea-
singverfahren angezeigt sein. Das oft gehörte Argument, Leasingnehmer hätten im
Gegensatz zu Käufern den Vorteil, daß ihre Anlagen laufend auf den neuesten Stand
der Technik gebracht würden, ist so falsch wie es verbreitet ist. Der Leasing-
vertrag bezieht sich auf einen konkreten Vertragsgegenstand, der allenfalls im
Rahmen der Nartung, die der Wartung beim Kauf entspricht, an der technischen
Entwicklung teilnimmt, weil beispielsweise störanfällige Teile substituiert
werden.
Nird ein Computersystem geleast, kommt ein Vertrag zwischen der Leasingbank und
dem Anwender zustande. Eine unmittelbare vertragliche Beziehung zwischen An-
wender und Lieferant wird dadurch nicht geschaffen. Vereinbarungen, die vor Ab-
schluß des Leasingvertrages vom Anwender mit dem Lieferanten getroffen worden
sind, werden nicht ohne weiteres Bestandteil des Vertrages zwischen dem Anwender
und der Leasingbank; mangels anderer Vereinbarungen gilt im Zweifel nur das, was
zwischen der Leasingbank und dem Anwender nachweisbar vereinbart worden ist.
Der Bundesgerichtshof erkennt zwar unter bestimmten Bedingungen an, daß der
Lieferant, wenn er für die Leasingbank verhandelt, die Formalitäten erledigt
etc., als Erfüllungsgehilfe der Leasingbank anzusehen ist, was zur Folge hat,
daß sich die Leasingbank die Erklärungen ihres Erfüllungsgehilfen zurechnen
lassen muß, doch sollte man wegen dieser Rechtsprechung, der ein sehr spezieller
Sachverhalt zugrunde lag, nicht darauf verzichten, klare vertragliche Regelungen
zu treffen. Zu verlangen ist, daß die Leasingbank in den vorher zwischen dem
Lieferanten und dem Anwender ausgehandelten Vertrag an Stelle des Anwenders
eintritt und die sich aus diesem Vertrag ergebenden Rechte uneingeschränkt an
den Erwerber abtritt. Vorsicht ist geboten bei den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen der Leasingbanken.
Ein Standardproblem tritt bei EDV-Leasinggeschäften immer wieder auf: die Lea-
singbank verlangt, oft vor Abnahme oder gar Lieferung der Software, eine Bestä-
tigung des Anwenders, daß der Vertragsgegenstand vertragsgemäß und mangelfrei
geliefert sei. Dieses Verlangen wird vom Lieferanten oft als Formalität herun-
tergespielt, die keine praktische Bedeutung habe. Leasingbanken sehen das später
anders, sie werten diese Erklärung als Abnahme im Rechtssinne. Der Anwender darf
daher eine solche Erklärung nicht unterschreiben, bevor die endgültige Abnahme
erfolgt ist und die erkannten Fehler alle beseitigt sind. Auch der Hinweis des
Lieferanten, daß das Flugzeug warte oder die Anlage in den nächsten Tagen be-
stimmt fehlerfrei werde, sollte den Anwender nicht verleiten, eine Gefäl-
ligkeitsunterschrift zu leisten.

SCHNEIDERS, J., Bochum 169



Die Frage, ob Leasingraten trotz Mangelhaftigkeit der Anlage zu zahlen sind,
gehört ebenfalls zum Standard des Leasinggeschäftes. Ist das gelieferte Compu-
tersystem mangelhaft, kann der Anwender bei entsprechender Abtretungserklärung
der Leasingbank gegen den Lieferanten vorgehen und die Leasingraten einbehalten.
Der Bundesgerichtshof hat im 1. Leitsatz seines Urteils vom 19.2.1986 - ZR 91/85
(NJW 1986,1744 ff ) ausgeführt:

Der in AGB eines Leasinggebers enthaltene Ausschluß der mietrechtlichen
Gewährleistung unter Abtretung der kaufrechtlichen Sachmängelansprüche ge-
genüber dem Lieferanten an den Leasingnehmer ist dahin auszulegen, daß der
Leasinggeber auch nicht vorläufig Zahlung von Leasingraten fordern kann,
wenn der Leasingnehmer Nandelungsklage gegen den Lieferanten erhoben hat
(Ergänzung zu -BGHZ 81,298 = NJN 1982,105).

Mit diesem Urteil werden die dort angesprochenen Rechtsfragen noch einmal deut-
lich behandelt. Die Probleme um das Leasinggeschäft im EDV - Bereich sind so
vielfältig, daß sie Gegenstand einer mehrtägigen Vortragsreihe sein konnten, ich
will es bei dem bisher Gesagten belassen.
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